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1.
Annahme der Tagesordnung


Dok. 13023/07 OJ/CONS 48 TRANS 276 TELECOM 106 ENER 220
Der Rat nahm die oben genannte Tagesordnung an.
2.
Annahme der Liste der A-Punkte 


Dok. 13202/07 PTS A 40
Der Rat nahm die in Dokument 13202/07 PTS A 40 aufgeführten A-Punkte an.
Die Kommission legte die in der Anlage enthaltene Erklärung zu Punkt 1 des vorgenannten Dokuments vor.
Die Dokumentenangabe zu Punkt 12 muss wie folgt lauten:
Punkt 12:

12815/07 ACP 155 COASI 118 PESC 1036





+ COR 1 (lt)




12708/07 ACP 152 COASI 115 PESC 1019





+ COR 1 (fr)

TELEKOMMUNIKATION
POSTDIENSTE

3.
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 97/67/EG über die Vollendung des Binnenmarktes für Postdienste 
(von der Kommission vorgeschlagene Rechtsgrundlage: Artikel 47 Absatz 2, Artikel 55 und 95 des EG-Vertrags)

· Politische Einigung

(Öffentliche Beratung nach Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe c der Geschäftsordnung des Rates)
Dok.
14357/06 POSTES 1 MI 180 COMPET 282 CONSOM 95 SOC 479 

CODEC 1163
13114/07 POSTES 6 MI 222 COMPET 256 CONSOM 104 SOC 333

CODEC 960

Der Rat erzielte eine politische Einigung über den vorgenannten Vorschlag (die endgültige Fassung ist in der Anlage zu Dokument 13424/07 enthalten). Der Text ist noch von den Rechts- und Sprachsachverständigen zu überarbeiten im Hinblick auf die Festlegung eines Gemeinsamen Standpunkts.

Die Kommission gab zwei Erklärungen zu Artikel 2 der Änderungsrichtlinie und dem dazugehörigen Erwägungsgrund 39a sowie zu Erwägungsgrund 19 ab (siehe Anlage).
VERKEHR

SCHIFFSVERKEHR

4.
Einrichtung eines Datenzentrums der Europäischen Union für die Identifizierung und Verfolgung von Schiffen über große Entfernungen (LRIT)
· Annahme einer Entschließung des Rates
Dok.
13030/07 MAR 65 ENV 468 ECOFIN 353

Der Rat nahm einstimmig die vorgenannte in Dokument 13030/07 enthaltene Entschließung an.

LANDVERKEHR

5.
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über ein Sicherheitsmanagement für die Straßenverkehrsinfrastruktur 
(von der Kommission vorgeschlagene Rechtsgrundlage: Artikel 156 und 71 des EG-Vertrags)

· Allgemeine Ausrichtung

(Öffentliche Beratung nach Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe c der Geschäftsordnung des Rates)
Dok.
13874/06 TRANS 260 CODEC 1095

12933/07 TRANS 273 CODEC 937

+ COR 1

+ COR 2

+ COR 3

Der Rat einigte sich auf eine allgemeine Ausrichtung zu dem Richtlinienvorschlag über ein Sicherheitsmanagement für die Straßenverkehrsinfrastruktur (Dok. 12933/07). Die Kommission behielt sich ihren Standpunkt bis zur Annahme der Stellungnahme des Europäischen Parlaments in erster Lesung vor. Das Vereinigte Königreich hielt an seinem Parlamentsvorbehalt fest.

Der Rat nahm Kenntnis von den folgenden Erklärungen in der Anlage:
· Gemeinsame Erklärung der Niederlande und Schwedens;
· Erklärung der Tschechischen Republik.

6.
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Interoperabilität des Eisenbahnsystems der Gemeinschaft
(von der Kommission vorgeschlagene Rechtsgrundlage: Artikel 156 und 71 des EG-Vertrags)

· Allgemeine Ausrichtung

(Öffentliche Beratung nach Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe c der Geschäftsordnung des Rates)
Dok.
17038/06 TRANS 348 CODEC 1598

12822/1/07 TRANS 271 CODEC 928 REV 1

Der Rat einigte sich auf eine allgemeine Ausrichtung zu dem Richtlinienvorschlag über die Interoperabilität des Eisenbahnsystems der Gemeinschaft (Dok. 12822/1/07 REV 1). Die Kommission behielt sich ihren Standpunkt bis zur Annahme der Stellungnahme des Europäischen Parlaments in erster Lesung vor. Frankreich und das Vereinigte Königreich hielten an ihren Parlamentsvorbehalten fest.

Der Rat nahm eine gemeinsame Erklärung Zyperns und Maltas zur Kenntnis (siehe Anlage).
7.
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2004/49/EG über Eisenbahnsicherheit in der Gemeinschaft 
(von der Kommission vorgeschlagene Rechtsgrundlage: Artikel 71 Absatz 1 des EG-Vertrags)

· Allgemeine Ausrichtung

(Öffentliche Beratung nach Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe c der Geschäftsordnung des Rates)
Dok.
17039/06 TRANS 349 CODEC 1599
12824/1/07 TRANS 272 CODEC 929 REV 1

Der Rat legte eine allgemeine Ausrichtung zu dem Richtlinienvorschlag zur Änderung der Richtlinie 2004/49/EG über Eisenbahnsicherheit in der Gemeinschaft (Dok. 12824/1/07 REV 1) fest. Die Kommission behielt sich ihren Standpunkt bis zur Annahme der Stellung​nahme des Europäischen Parlaments in erster Lesung vor. Frankreich und das Vereinigte Königreich hielten an ihren Parlamentsvorbehalten fest.

LUFTVERKEHR

8.
Außenbeziehungen
a)
ICAO: Ergebnisse der 36. Tagung (Montreal, 18.–28. September 2007)
· Informationen des Vorsitzes und der Kommission
Der Vorsitz und die Kommission unterrichteten den Rat über die wichtigsten Ergebnisse der 36. Versammlung der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation, die vom 18. bis 28. September 2007 in Montreal stattfand.

b)
Entwurf eines Beschlusses des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union zur Ermächtigung der Kommission, Verhandlungen mit Kanada im Bereich des Luftverkehrs aufzu​nehmen
· Annahme

Dok.
5276/07 AVIATION 16 RELEX 17 CDN 1
RESTREINT UE

12939/07 AVIATION 152 RELEX 653 CDN 21
RESTREINT UE
Der Rat nahm einen Beschluss zur Ermächtigung der Kommission an, Verhandlungen mit Kanada über ein umfassendes Luftverkehrsabkommen aufzunehmen, das darauf abzielt, einen offenen Luftverkehrsraum zwischen der EU und Kanada zu schaffen, die Marktbeschränkungen zu beseitigen und ein hohes Maß an Regulierungskonvergenz zu erreichen. 
9.
Mitteilung der Kommission mit dem Titel "Ein Aktionsplan für Kapazität, Effizienz und Sicherheit von Flughäfen in Europa"
· Annahme von Schlussfolgerungen des Rates

Dok.
5886/07 AVIATION 26

13161/07 AVIATION 157

Der Rat nahm einstimmig die in Dokument 13161/07 enthaltenen Schlussfolgerungen zu diesem Thema an.

INTERMODALE FRAGEN UND QUERSCHNITTSTHEMEN
10.
Europäische Satellitennavigationsprogramme
a)
EGNOS

b)
Galileo
· Vorstellung durch die Kommission und Gedankenaustausch

Dok.
13241/07 TRANS 286 MAR 71 AVIATION 162 RECH 251 CAB 34

Der Rat nahm einstimmig die in Dokument 13739/07 enthaltenen Schlussfolgerungen zu den Europäischen Satellitennavigationsprogrammen EGNOS und Galileo an.
11.
Sonstiges
a)
Vorschlag für eine Entscheidung des Europäschen Parlaments und des Rates über die Auswahl und Genehmigung von Systemen, die Satellitenmobilfunkdienste (MSS) erbringen

· Informationen der Kommission

Dok.
12413/07 TELECOM 102 MI 193 CODEC 863

12897/07 TELECOM 104 MI 210 CODEC 935
Der Rat nahm Kenntnis von den Erläuterungen der Kommission in ihrem Vermerk (Dok. 12897/07), der die Bedeutung  des Vorschlags und die Bereitschaft der Kommis​sion hervorhebt, alle Unterstützung zu leisten, damit bis zur nächsten Tagung des Rates (Verkehr, Telekommunikation und Energie) rasche Fortschritte bei dieser Initiative möglich sind.

b)
Grünbuch über den städtischen Nahverkehr
· Vorstellung durch die Kommission

Dok.
13278/07 TRANS 287 ENV 480 TELECOM 111 RECH 252
Der Rat nahm Kenntnis von den Erläuterungen der Kommission zu ihrem Grünbuch "Hin zu einer neuen Kultur der Mobilität in der Stadt
".
___________________

ANLAGE
ERKLÄRUNGEN FÜR DAS RATSPROTOKOLL

Zu Punkt 2

Annahme der Liste der A-Punkte

A-Punkt 1 (Schlussfolgerungen des Rates zur Weltfunkkonferenz 2007 (WRC-07))
ERKLÄRUNG DER KOMMISSION

"Die Europäische Kommission begrüßt, dass der Rat im Anschluss an die Mitteilung der Kommis​sion [KOM(2005)371] Schlussfolgerungen im Hinblick auf die ITU-Weltfunkkonferenz 2007 (WRC-07) angenommen hat und nimmt mit Befriedigung zur Kenntnis, dass die in der Mitteilung genannten Zielvorgaben für die WRC 2007 in den Schlussfolgerungen insgesamt befürwortet werden.

Die Europäische Kommission stellt mit Genugtuung fest, dass der Entwurf von Schlussfolgerungen eine Bezugnahme auf die Schlussfolgerungen des Vorsitzes zur Tagung des Europäischen Rates vom Dezember 2006 enthält, in denen unter anderem ein "koordiniertes Konzept für die Nutzung der Frequenzkapazität, die durch die Umstellung auf Digitaltechnik hinzugewonnen wird," gefordert wird.
Die Europäische Kommission ist allerdings in einer zentralen Frage, nämlich der Änderung der Statusregelung für das UHF-Band, der Ansicht, dass in den Schlussfolgerungen des Rates eine einzigartige Gelegenheit versäumt wird, der gesamten Branche der drahtlosen Kommunikation Impulse zu verleihen, da die Schlussfolgerungen keine aktiven Bemühungen erkennen lassen, den Mobilfunkdiensten im UHF-Band denselben rechtlichen Status wie den Rundfunk- und Fernseh​diensten einzuräumen.
Dadurch würden nämlich Entscheidungen zugunsten der Einführung einer Vielzahl neuer Dienst​leistungen in der EU erleichtert. Und damit ließe sich das gesellschaftliche und wirtschaftliche Potenzial des UHF-Bandes optimal nutzen, das sich aufgrund der digitalen Dividende, d.h. der durch den Übergang zu den digitalen Rundfunk- und Fernsehdiensten frei werdenden Funk​frequenzen, ergibt. Zudem könnte sich Europa so an andere Regionen der Welt angleichen, die diesen Schritt bereits vollzogen haben.
Die Europäische Kommission bedauert, dass der Rat in seinen Schlussfolgerungen in dieser Hinsicht nicht ehrgeiziger war, wie dies die Kommission in ihrer Mitteilung vorgeschlagen hatte. Die Schlussfolgerungen leisten keinen Beitrag zu einer starken Verhandlungsposition der EU-Mitgliedstaaten auf der WRC-07.
Die Kommission befürchtet daher ernsthafte Verzögerungen bei der Entscheidung zur Anpassung des rechtlichen Status der Dienste im UHF-Band an die neuen Entwicklungen im Dienstleistungs​bereich und an die Marktnachfrage, obwohl in diesem Band Frequenzen frei werden. Die Kommis​sion hält dies daher für eine verpasste Gelegenheit, um zur Verwirklichung der Lissabonner Ziele beizutragen, indem durch Innovationen, insbesondere bei den drahtlosen Breitbanddiensten, Produktivitätsgewinne erreicht werden."
Zu Punkt 3
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 97/67/EG über die Vollendung des Binnenmarktes für Postdienste 

ERKLÄRUNGEN DER KOMMISSION

a)
zu Artikel 2 der Änderungsrichtlinie und dem dazugehörigen Erwägungsgrund 39a:

"Die Kommission erinnert an ihren Standpunkt, dass die Aufstellung von Tabellen durch die Mitgliedstaaten, aus denen die Entsprechungen zwischen ihren Umsetzungsmaßnahmen und der Richtlinie hervorgehen, im Interesse der Bürger, einer besseren Rechtsetzung und der Transparenz ist und darüber hinaus die Prüfung der Konformität der einzelstaatlichen Rechts​vorschriften mit dem Gemeinschaftsrecht erleichtert.

Die Kommission stellt sich jedoch einer Einigung im Rat im Hinblick auf einen erfolgreichen Abschluss des interinstitutionellen Verfahrens in dieser Angelegenheit nicht in den Weg. Sie erwartet jedoch, dass diese horizontale Frage von den Organen gemeinsam berücksichtigt wird."

b)
zu Erwägungsgrund 19: 

"Die Kommission bestätigt, dass Express- und Kurierdienste gemäß Erwägung 18 der Richt​linie 97/67/EG und der einschlägigen Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (z.B. Rechtssache C-320/91 (Corbeau)) besondere Dienste sind, deren Merkmale sich von denen der Universalpostdienste wesentlich unterscheiden."
Zu Punkt 5

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über ein Sicher​heitsmanagement für die Straßenverkehrsinfrastruktur

ERKLÄRUNG DER NIEDERLANDE UND SCHWEDENS

"Die Niederlande und Schweden messen der Verbesserung der Straßenverkehrssicherheit große Bedeutung bei, und beide Mitgliedstaaten können ein hohes Niveau an Straßenverkehrssicherheit vorweisen. Beide Länder sind allerdings der Ansicht, dass die Förderung der Sicherheit der Straßenverkehrsinfrastruktur bei bestehenden und geplanten Straßen im Rahmen des Transeuropäi​schen Netzes (TEN) dem Subsidiaritätsprinzip unterliegen sollten. Es sollte den Mitgliedstaaten in dieser Hinsicht frei stehen, die Methoden zur Verwirklichung dieses Ziels zu bestimmen. Es gibt nur unzureichende Belege dafür, dass eine Richtlinie das Sicherheitsniveau deutlich stärker verbessern würde als andere Instrumente. Daher hätten die Niederlande und Schweden anstelle von bindenden Rechtsvorschriften Empfehlungen zur Sicherheit der Straßenverkehrsinfrastruktur oder den Austausch bewährter Verfahren zwischen den Mitgliedstaaten vorgezogen.
Ungeachtet dessen stimmen die Niederlande und Schweden der allgemeinen Ausrichtung zu dieser Richtlinie zu, um so zu den Zielen beizutragen, die die Kommission und die Mitgliedstaaten zur Verbesserung der Straßenverkehrssicherheit in der ganzen Gemeinschaft formuliert haben, und die Änderungen zu würdigen, die der Vorsitz an dem ursprünglichen Kommissionsvorschlag vorge​nommen hat und die in die Richtung des oben dargelegten Standpunkts gehen.

Die Niederlande und Schweden setzen sich weiterhin mit Nachdruck für die Verbesserung der Straßenverkehrssicherheit in der Gemeinschaft ein."

ERKLÄRUNG DER TSCHECHISCHEN REPUBLIK

"Die Tschechische Republik ist der Ansicht, dass während des gesamten Prozesses zur Verbesse​rung der Sicherheit der Straßenverkehrsinfrastruktur bei bestehenden und geplanten Straßen im Rahmen des Transeuropäischen Verkehrsnetzes (TEN-V) in erster Linie das Subsidiaritätsprinzip zur Anwendung kommen sollte und es den Mitgliedstaaten daher frei stehen sollte zu entscheiden, mit Hilfe welcher Instrumente sie dies erreichen wollen. Die Tschechische Republik ist der Ansicht, dass Empfehlungen oder der Austausch bewährter Verfahren in dieser Hinsicht geeignet wären.

Doch kann die Tschechische Republik kompromisshalber und auch angesichts der Änderungen am ursprünglichen Kommissionsvorschlag der allgemeinen Ausrichtung zu dieser Richtlinie zustimmen."

Zu Punkt 6: 

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Inter​operabilität des Eisenbahnsystems der Gemeinschaft 

GEMEINSAME ERKLÄRUNG ZYPERNS UND MALTAS

"Zypern und Malta haben in ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet weder ein Eisenbahnsystem noch Unternehmen, die Waren oder Dienstleistungen für den Eisenbahnsektor bereitstellen bzw. erbringen. Daher ist eine angemessene Umsetzung und Anwendung dieser Richtlinie im Augenblick weder möglich noch kosteneffizient. Um unnötigen Verwaltungsaufwand zu vermeiden und für Rechtssicherheit zu sorgen, muss dieses Problem nach Auffassung von Zypern und Malta durch eine entsprechende Bestimmung im verfügenden Teil der derzeit zur Beratung anstehenden Richt​linie geregelt werden. Zu diesem Zweck behalten sich Zypern und Malta vor, diese Frage im Laufe der Verhandlungen im Hinblick auf eine politische Einigung zur Sprache zu bringen."
___________________
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